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Sackgasse Abschottung

Unsere Mitglieder, Einzelpersonen wie 
Gruppen, wollen Abschiebehaftgefange-
nen Hilfe, Gehör und Sichtbarkeit ver-
schaffen. Sie beraten Menschen direkt 
in der Abschiebehaft, hören zu, stel-
len Kontakte nach außen her, z.  B. zu 
Fachanwält*innen oder medizinisch-
psychologischen Fachkräften. Sie leis-
ten praktische Hilfe, wenn z. B. Gegen-
stände aus der Wohnung der Betroffe-
nen geholt werden müssen. Sie führen als 
„Personen des Vertrauens“ selbst Verfah-
ren, um unrechtmäßige Haft anzugreifen, 
und erzählen die Geschichten der Betrof-
fenen. 

Menschen in Abschiebehaft haben oft nur 
unzureichend Zugang zu qualifiziertem 
Rechtsrat und anderen Unterstützungsan-
geboten – und sie haben keine Lobby. Das 
Bild, das die Öffentlichkeit von Abschie-
begefangenen hat, ist stark verzerrt und 
von Vorurteilen geprägt. Informatio-
nen über die Situation in den Gefängnis-
sen sind schwer zu bekommen, und nur 
selten lassen sich Schicksale von Abschie-
begefangenen weiterverfolgen. Abschie-
begefängnisse stellen eine Art Blackbox 
dar, in die Menschen verschwinden – oft-
mals unrechtmäßig, wie sich an Bera-
tungsstatistiken ablesen lässt.

Das Engagement der Abschiebungshaftbe-
ratungsinitiativen erfolgt derzeit weitge-
hend dezentral. Neu gegründete Besuchs- 
und Rechtsberatungsgruppen finden oft 
erst über Umwege passende Informati-
onen und Ansprechpartner:innen. Initia-
tiven organisieren unabhängig voneinan-
der Fortbildungsangebote, bauen mühsam 
eigene Kontakte auf (z. B. zu kompeten-
ten Anwält:innen oder Gutachter*innen) 
und beschaffen individuell Informatio-
nen zu Rechtslage und Rechtsprechung. 
Initiativen investieren doppelte Arbeit in 
Recherchen oder die Erstellung von Mate-
rialien, weil sie nichts voneinander wissen, 
und viele verlieren Energie dabei, sich 

alleine und zumeist ohne Vorerfahrung 
mit Verwaltungsvertreter*innen auseinan-
derzusetzen, um etwa adäquaten Zugang 
zu den Gefangenen zu erstreiten. 

Nicht selten bekommen Ehrenamtliche 
Angst vor der eigenen Courage, wenn sie 
sich gleichzeitig mit der Rechtslage, den 
behördlichen Strukturen, den persönli-
chen Schicksalen der Betroffenen und den 
eigenen Unsicherheiten bei der Arbeit in 
einer Haftanstalt befassen müssen, und 
nicht alle Initiativen haben Zugang zu kol-
legialer Beratung oder Fachsupervision.

Der BUMAH versteht sich als bun-
desweite Unterstützungsstruktur für 
Unterstützer*innen. Wir bieten keine 
Einzelfallberatung an, sondern leistet als 
übergeordnete Struktur Vernetzungs-, 
Lobby-, Presse- und Supervisionsarbeit. 

BUMAH-Mitglieder

•	 organisieren Tagungen und Austausch-
foren für Haftberatungsinitiativen und 
Besuchsgruppen,

•	 beraten Engagierte beim Aufbau von 
Beratungsangeboten,

•	 bieten Fachsupervision für Beratende 
und Gruppen,

•	 sammeln und erstellen Informations-
material zur Arbeit mit Abschiebege-
fangenen und für Betroffene,

•	 setzen sich dafür ein, dass die Miss-
stände in der Abschiebehaft öffentlich 
bekannt und behoben werden und

•	 arbeiten auf politischer Ebene darauf 
hin, dass die Abschiebehaft abgeschafft 
wird.

Wir machen es uns im BUMAH zur Auf-
gabe, in den kommenden Jahren ein für 
alle zugängliches Wissensmanagement 
aufzubauen und eine zentrale Anlaufstelle 
für die erste Orientierung, die weitere 

BUMAH – Bundesfachverband 
zur Unterstützung von Menschen 
in Abschiebehaft e.V.

Der Verein stellt sich vorBUMAH

Der Bundesfachverband 
zur Unterstützung von 
Menschen in Abschie-
behaft e.V. (BUMAH) 
wurde 2022 gegründet 
und versteht sich als 
Dachorganisation von 
Initiativen und Individuen, 
die sich für Menschen in 
Abschiebehaft einsetzen, 
Aufklärungsarbeit über 
Abschiebehaft leisten oder 
und (politisch) gegen 
Abschiebehaft arbeiten.
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Vernetzung und die Koordination gemein-
samer Aktionen zu schaffen. 

Auch die Öffentlichkeitsarbeit gehört zu 
unseren Aufgaben, denn vielen lokalen 
Gruppen fehlen die zeitlichen und perso-
nellen Ressourcen, um ihrer Arbeit Reso-
nanz zu verschaffen.

Was ist Abschiebehaft?
Abschiebehaft ist Freiheitsentziehung 
zur Durchsetzung der sog. vollziehbaren 
Ausreisepflicht. Abschiebehaft ist keine 
Strafhaft und darf nicht damit gleichge-
setzt werden. Der Oberbegriff Abschie-
behaft steht für alle Formen von Inhaf-
tierungen, die dem Staat zur Verfügung 
stehen, um vollziehbar ausreisepflich-
tige Menschen einzusperren, dazu zählen 
die drei häufigsten Formen Ausreisege-
wahrsam, Sicherungshaft zur Durchfüh-
rung der Abschiebung und Dublin-Über-
stellungshaft. Es kann auch zur Inhaftie-
rung von Frauen und Kindern kommen, 
der weit überwiegende Anteil von Betrof-
fenen in Abschiebehaft sind aber männli-
che Erwachsene. 

Die Inhaftierung in Abschiebehaft soll dem 
Rechtsstaat als Instrument dienen, Men-
schen ohne Bleiberecht, bei denen vor-
geblich Fluchtgefahr besteht, leichter 
‚greifbar‘ zu machen, um die Abschiebung 
vollziehen zu können. Es geht um die Aus-
übung von Macht und Kontrolle des Staats 
gegenüber Individuen. Abschiebehaft ist 
eine Haftform, die per se nur Menschen 
nichtdeutscher Nationalität betreffen 
kann. Als solche betrachten wir sie schon 
in ihrer Grundstruktur als rassistisch.

Wie geraten Menschen 
in Abschiebehaft?

Das vorgeschriebene Verfahren, das zu 
einer Inhaftierung in Abschiebehaft führt, 
ist wie folgt geregelt: Die zuständige Aus-
länderbehörde der Kommune oder des 
Landes (bei Aufgriff an Landesgrenzen 
auch die Bundespolizei) stellt einen Haft-
antrag und legt darin die mutmaßliche 
Fluchtgefahr sowie die voraussichtliche 
Haftdauer dar. Dann kommt es zu einer 
Anhörung beim zuständigen Amtsgericht, 
denn das Grundgesetz sieht vor, dass Frei-
heitsentziehung nur angeordnet werden 
darf, wenn sie von einem Richter über-
prüft wurde. Wenn das Amtsgericht dem 
Haftantrag folgt, wird Haft angeordnet. 

Um das Prinzip des fairen Verfahrens und 
der Waffengleichheit von Mensch gegen-
über Staat zu wahren, gibt es im Straf-

recht den Pflichtverteidiger, der bei dro-
hender Freiheitsentziehung bereitgestellt 
wird. Obwohl es sich bei der Abschiebe-
haft ebenfalls um eine Freiheitsentziehung 
handelt, bestand das Recht auf einen sol-
chen Rechtsbeistand bis Frühjahr 2024 
nicht. Der nun gesetzlich vorgesehene 
Rechtsbeistand sorgt für die Wahrung der 
Rechte der Betroffenen und überprüft 
bei der Anhörung über die Haftgründe 
deren Richtigkeit. Was der Rechtsbeistand 
nicht macht, ist die Abschiebung zu ver-
hindern. Außerdem ist der verpflichtende 
Rechtsbeistand nur für die drei häufigs-
ten Formen der Abschiebehaft eingeführt 
worden und soll laut schwarz-rotem Koa-
litionsvertrag wieder abgeschafft werden.

Was können Betroffene 
rechtlich gegen 
die Abschiebehaft tun?

Theoretisch können Amtsgerichte Haft-
anträge auch ablehnen, das geschieht 
aber äußerst selten. Betroffene, ihre 
Anwält:innen oder ihre Personen des Ver-
trauens können gegen den Haftbeschluss 
Beschwerde einlegen und das Landge-
richt als nächsthöhere Instanz anrufen. 
Fällt der Beschluss des Landgerichts eben-
falls zu Ungunsten der Betroffenen aus, 
können sie in letzter Instanz die Hilfe 
eines:r speziell für den Bundesgerichtshof 
(BGH) zugelassene/n Rechtsanwält*in in 
Anspruch nehmen. 

Durch die Instanzen zu gehen, ist zwar in 
vielen Fällen aussichtsreich, es kostet aber 
Geld und vor allem Zeit. Teilweise stellen 
höhere Gerichte erst Jahre nach erfolgter 
Abschiebung fest, dass die Haft rechts-
widrig war. Die Rechtswidrigkeit der 
Haft führt also nur in wenigen Fällen auch 
dazu, dass Betroffene aus der Haft entlas-
sen werden. Und sie führt erst recht nicht 
dazu, dass die Abschiebung an sich aufge-
halten wird. Rechtswidrige Haft anzugrei-
fen, ist trotzdem aus verschiedenen Grün-
den sinnvoll: Betroffene fühlen sich oft 
moralisch entlastet, ihnen können keine 
Haftkosten auferlegt werden (das wird 
bei einer legalen Wiedereinreise rele-
vant) und sie werden ggf. für die unrecht-
mäßige Haft entschädigt. Es sollte außer-
dem im Sinne eines Rechtsstaats sein, 
wenn Fehler bei Grundrechtseingrif-
fen bemerkt und so gut es geht korrigiert 
werden, erst recht, wenn es sich um sys-
tematische Fehler handelt. Es wäre wün-
schenswert, dass alle Betroffenen Zugang 
zu qualifizierter und engagierte haft-, und 
migrationsrechtlicher Vertretung hätten. 

Am allerbesten wäre es, gar nicht erst zu 
inhaftieren.

Wie wirksam ist 
Abschiebehaft?

In Deutschland gibt es derzeit 14 Abschie-
behafteinrichtungen und fünf weitere sind 
in Planung [vgl. dazu die Übersichtskarte 
auf www.BUMAH.org]. Politiker*innen 
argumentieren, dass Abschiebehaft not-
wendig sei, um vermehrt abschieben zu 
können. Es gibt jedoch keine Belege, dass 
das funktioniert. Ganz im Gegenteil zeigt 
Juristin Hannah Franz auf, dass es eben 
nicht zu einer Steigerung der Abschie-
bungszahlen kommt, wenn mehr Abschie-
behaft angeordnet wird 
(www.juwiss.de/18-2025/).

Warum dann immer mehr Abschiebe-
haft fordern und immer neue Abschie-
behafteinrichtungen bauen? Weil es sich 
gut ‚verkauft‘ und den Anschein erweckt, 
dass Politiker*innen aktiv dem sogenann-
ten Wählerwillen folgen. Das rassistische 
Narrativ der ‚irregulären‘ Migration, des 
‚Einschleichens in das deutsche Sozialsys-
tem‘ oder des regelmäßig ‚gewaltberei-
ten jungen männlichen Geflüchteten‘ ist 
aus dem politischen Diskurs nicht mehr 
wegzudenken. Es nützt Politiker*innen als 
Argumentationshilfe, um mehr Abschie-
bungen und mehr Abschiebehaft zu for-
dern – unabhängig davon, ob das realis-
tisch umsetzbar, faktisch wirksam und 
menschlich sowie juristisch vertretbar ist.

Wie oft die Prinzipien des Rechtsstaats 
verletzt werden, wird nicht zuletzt 
dadurch verschleiert, dass die Landes- 
oder Bundesregierungen offiziell keine 
Daten erheben. Der Rechtsanwalt Peter 
Fahlbusch aus Hannover vertritt seit über 
20 Jahren von Abschiebehaft betroffene 
Menschen und führt seit 2001 eine eigene 
Statistik, die eine über Jahre hinweg sehr 
gleichbleibende Quote von etwa 50% 
gerichtlich festgestellten rechtswidrigen 
Inhaftierungen belegt 
(https://www.lsfw.de/statistik.php).

Jeder zweite Mensch in Abschiebehaft ist 
also mutmaßlich rechtswidrig dort. Das ist 
für einen Rechtsstaat nicht hinnehmbar. 
Doch statt die systematisch unrechtmä-
ßige Praxis abzuschaffen, wird sie geför-
dert und ausgeweitet, auf Kosten der 
Betroffenen.

Wer sich mit den bei uns organisierten Initiativen für 
die Menschen einsetzen möchte, ist eingeladen, mit 
uns Kontakt aufzunehmen!: www.bumah.org 
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